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Aufgrund der §§ 20 Abs. 1 und 2 und 23 Abs. 1 des Thüringer Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. S. 290), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 23. Juli 2013 
(GVBl. S. 194), der §§ 19 Abs. 1 und 20 Abs. 2 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung -
ThürKO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 33 des Thürin-
ger Gesetzes zur Änderung verwaltungsrechtlicher Vorschriften im Jahr 2024 vom 2. Juli 2024 (GVBl. S. 277, 288) und der §§ 1, 2, 
10, 12 und 14 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 19. September 
2000 (GVBl. S. 301), zuletzt geändert durch Artikel 32 des Thüringer Gesetzes zur Änderung verwaltungsrechtlicher Vorschriften im 
Jahr 2024 vom 2. Juli 2024 (GVBl. S. 277, 288) erlässt der Zweckverband Wasser- und Abwasser-Verband Ilmenau folgende Satzung: 
 

Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Einleitung von Nie-
derschlagswasser in die öffentliche Entwässerungseinrichtung des 

Zweckverbandes Wasser- und Abwasser-Verband Ilmenau (GS-NSW) 
vom 20.10.2010 

 
mit Stand: 5. Änderungssatzung vom 19.11.2025 

 
 
 

§ 1 
Gebührenerhebung 

 
Der Wasser- und Abwasser-Verband Ilmenau (nachfolgend Zweckverband genannt) erhebt nach 
Maßgabe dieser Satzung für die Benutzung der öffentlichen Entwässerungseinrichtung in Form 
von Einleitung von Niederschlagswasser Grund- und Einleitungsgebühren. 
 
 

§ 2 
Grundgebühr 

 
(1) Für bebaute oder befestigte Grundstücksflächen, welche die öffentliche Entwässerungseinrich-

tung durch die Einleitung von Niederschlagswasser in Anspruch nehmen, wird eine Grundge-
bühr erhoben. 

 
(2) Die Grundgebühr beträgt für Grundstücke, von denen Niederschlagswasser in die öffentliche 

Entwässerungseinrichtung eingeleitet wird, je Grundstück und Monat 2,00 Euro. 
 
 

§ 3 
Einleitungsgebühr 

 
1Die Einleitungsgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze nach der Menge der 
Quadratmeterzahl der bebauten, überbauten oder befestigten Grundstücksflächen mit Ausnahme 
von öffentlichen Straßen berechnet, von denen Niederschlagswasser leitungsgebunden oder nicht        
leitungsgebunden abflusswirksam in die öffentliche Entwässerungseinrichtung gelangen kann. 
2Eine nicht leitungsgebundene Zuleitung liegt insbesondere vor, wenn von bebauten oder befestig-
ten Flächen oberirdisch aufgrund des Gefälles Niederschlagswasser in die öffentliche Entwässe-
rungseinrichtung gelangen kann. 
 
3Unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Befestigungsgrade werden diese Flächen mit fol-
genden Abflussfaktoren gewichtet:  
 
a) Grundfläche unter dem Dach  
 
aa) geneigte Dächer und Flachdächer  0,90  
ab) Kiesdächer    0,50  
ac) Gründächer 
 - mit einer Aufbaudicke bis 10 cm   0,50 
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 - mit einer Aufbaudicke ab 10 cm   0,25 
 
 
b) befestigte Flächen  
 
ba) Beton, Schwarzdecken (Asphalt, Teer, o.Ä.), 
 Pflaster mit Fugenverguss, sonstige wasser- 
 undurchlässige Flächen mit Fugenverdichtung  0,90  
bb) Pflaster (z.B. Rasen- oder Splittfugenpflaster), 
 Platten jeweils ohne Fugenverguss 
 - bis zu einer Fugenbreite kleiner 15 mm  0,75  
 - bis zu einer Fugenbreites größer/gleich 15 mm  0,50 
bc) wassergebunde Decken 
 (aus Kies, Splitt, Schlacke o.Ä.)  0,50 
bd) Porenpflaster oder ähnlich wassergebundes Pflaster 0,50 
be) Rasengittersteine  0,15 
 
4Bei unterschiedlicher Versiegelung wird die jeweilige Teilfläche mit dem entsprechenden Abfluss-
faktor gewichtet. 5Grundlage für die Erhebung der Niederschlagswassergebühren ist die Summe 
der gewichteten Teilflächen (Gebührenbemessungsfläche).  
 
6Die Gebührenbemessungsfläche mindert sich bei der Vorhaltung und dem Betrieb von erdeinge-
bauten, ganzjährig betriebenen Behältern mit einem Volumen ab einem Kubikmeter zur Nieder-
schlagswasserspeicherung oder -versickerung und der daraus resultierenden Entlastung der lei-
tungsgebundenen öffentlichen Entwässerungseinrichtung. 7Je Kubikmeter Rückhaltevolumen wird 
die nach Satz 3 ermittelte Gebührenbemessungsfläche um 10 m² anrechenbare Fläche bis maxi-
mal zur Gebührenbemessungsfläche gemindert. 8Wird durch eine vom Verband genehmigte Ei-
gengewinnungsanlage Niederschlagswasser zu Brauchwasser umgenutzt und dadurch die öffent-
liche Entwässerungseinrichtung entlastet, wird die nach Satz 3 ermittelte Gebührenbemessungs-
fläche um 20 m² anrechenbare Fläche je Kubikmeter Rückhaltevolumen bis maximal zur Gebüh-
renbemessungsfläche gemindert. 9Das Vorhandensein solcher Anlagen ist durch den Gebühren-
pflichtigen in geeigneter Art und Weise dem Verband nachzuweisen. 
 
10Die der Gebührenerhebung zugrunde zu legenden befestigten Flächen werden vom Zweckver-
band geschätzt, wenn der Gebührenpflichtige der Mitwirkungspflicht nach dieser Satzung nicht 
nachgekommen ist oder wenn konkrete Anhaltspunke dafür vorliegen, dass eine getätigte Angabe 
unrichtig oder aufgrund nachträglicher Änderungen unrichtig ist. 11Dabei kann der Verband die 
Ermittlung von Grundstücksdaten aus amtlichen Katasterunterlagen und im Rahmen einer Über-
fliegung und anschließenden Digitalisierung der Luftbildaufnahmen vornehmen. 12Hierbei werden 
die schutzwürdigen Interessen der Betroffenen berücksichtigt und eine Auflösung von maximal 20 
cm pro Bildpixel nicht überschritten. 13Der damit verbundene Eingriff in das Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung ist von den Gebührenpflichtigen zu dulden. 
 
14Für das Einleiten von Niederschlagswasser von Grundstücken wird jährlich eine Einleitungs-
gebühr in Höhe von 0,55 Euro/m² Gebührenbemessungsfläche erhoben. 
 

§ 4 
Entstehen der Gebührenschuld 

 
(1) 1Die Niederschlagswassereinleitungsgebühr entsteht mit jeder Einleitung von Niederschlags-

wasser in die öffentliche Entwässerungseinrichtung. 2Berechnet wird die Gebührenschuld mit 
dem Beginn eines jeden Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der Gebührenschuld neu. 

 
(2) 1Die Grundgebührenschuld für einleitende Grundstücke entsteht erstmals mit dem Tag der 

erstmaligen Einleitung von Niederschlagswasser in die öffentliche Einrichtung. 2Für Einleitun-
gen, die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung bereits erfolgten, beginnt die Gebührenpflicht 
nach dieser Satzung mit deren Inkrafttreten. 3Im Übrigen entsteht die Grundgebührenschuld mit 
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dem Beginn eines jeden Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgrundgebührenschuld 
neu. 

 
 

§ 5 
Gebührenschuldner 

 
1Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des 
Grundstücks, Erbbauberechtigter oder Inhaber eines dinglichen Nutzungsrechts i.S. des Artikels 
233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB) ist. 2Mehrere Gebüh-
renschuldner sind Gesamtschuldner. 

 
3Soweit der Eigentümer oder Erbbauberechtigte nicht im Grundbuch eingetragen ist oder sonst die 
Eigentums- oder Berechtigungsfrage nicht ausreichend geklärt ist, so ist an seiner Stelle derjenige 
zahlungspflichtig, der im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld der Besitzer des betroffe-
nen Grundstückes ist.  
 
 

§ 6 
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

 
(1) 1Die Grund- und Einleitungsgebühren werden jährlich abgerechnet. 2Stichtag der Abrechnung 

ist der 31.12. 3Die Grund- und Einleitungsgebühren werden einen Monat nach Bekanntgabe 
des Gebührenbescheides fällig.  

 
(2) 1Der Verband fordert zweimonatliche Vorauszahlungen, die berechnet werden aus einem 

Sechstel der Gebührenbemessungsfläche und der für den Zeitraum der Vorausleistungen gül-
tigen Gebühren. 2Die Vorauszahlungen sind zum 15.02., 15.04., 15.06., 15.08., 15.10. und 
15.12. jeden Jahres fällig. 3Fehlen abflussrelevante Grundstücksflächen aus dem Vorjahr, so 
setzt der Verband die Höhe der Vorausleistung unter Schätzung der zu erwartenden Flächen 
fest. 

 
 

§ 7 
Auskunfts- und Mitwirkungspflichten der Gebührenschuldner 

 
(1) Die Gebührenschuldner sind verpflichtet, dem Verband die für die Höhe der Schuld maßgebli-

chen Auskünfte und Veränderungen insbesondere Änderungen der Eigentumsverhältnisse und 
Namensänderungen unverzüglich mitzuteilen und über den Umfang dieser Veränderungen         
- auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen - Auskunft zu erteilen sowie 
Daten und Unterlagen zu überlassen.  

 
(2) 1Die Gebührenschuldner sind verpflichtet, bei der Ermittlung der für die Festsetzung der         

Niederschlagswassereinleitungsgebühr erforderlichen Grundlagen mitzuwirken. 2Dazu haben 
sie die Größe der bebauten, überbauten oder befestigten sowie abflusswirksamen Flächen auf 
ihren Grundstücken im Rahmen einer Fragebogenerhebung oder sonstiger Tatsachenermitt-
lung anzugeben. 3Auf Aufforderung des Verbandes haben die Grundstückseigentümer einen 
Lageplan oder andere geeignete Unterlagen vorzulegen, aus denen sämtliche bebauten, über-
bauten oder befestigten Flächen entnommen werden können. 

 
(3) 1Wird die Größe der bebauten, überbauten oder befestigten und somit abflussrelevanten 

Grundstücksfläche verändert, so hat der Grundstückseigentümer die Änderung dem Verband 
innerhalb eines Monats nach Abschluss der Veränderung anzuzeigen. 2Für die Änderungsan-
zeige gilt Absatz 2 entsprechend. 3Die veränderte Größe der bebauten, überbauten oder        
befestigten Grundstücksfläche wird mit dem 1. Tag des Monats berücksichtigt, nach dem die 
Änderungsanzeige durch den Gebührenpflichtigen dem Verband zugegangen ist.  
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§ 8 

Inkrafttreten 
 

Die 5. Satzungsänderung tritt zum 01.01.2026 in Kraft 
 
 
 
 

Dr. Schultheiß 
Verbandsvorsitzender 

 


